
 
 

Beschluss 
 
 

Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 

 
Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder fassen folgenden 

Beschluss: 

 

1. Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder bekräftigen ihre 

Unterstützung für das Bemühen, die Einhaltung der internationalen 

Klimaschutzziele für Deutschland sicherzustellen. Den Schutz und Erhalt unserer 

natürlichen Lebensgrundlagen dauerhaft zu gewährleisten, ist eine der großen 

Herausforderungen dieser und künftiger Generationen. Die zu ergreifenden 

Maßnahmen müssen dabei wirtschaftlich nachhaltig und sozial ausgewogen 

ausgestaltet sein. Für den Erfolg in der Umsetzung bedarf es einer gesamtgesell-

schaftlichen Kraftanstrengung von Bund, Ländern und Kommunen, aber auch der 

Wirtschaft und der gesamten Zivilgesellschaft. 

 

2. Die Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 der Bundesregierung führt zu 

erheblichen finanziellen Belastungen auch von Ländern und Kommunen, die 

selbst erhebliche eigene Anstrengungen im Klimaschutz unternehmen. Im 

Gegensatz dazu sollen die für das Klimaschutzprogramm eingepreisten 

Einnahmen grundsätzlich ausschließlich beim Bund verbleiben. Diese 

Ungleichgewichtung droht zu erheblichen Verwerfungen des im Grundgesetz 

angelegten, zwischen Bund, Ländern und Kommunen ausbalancierten Systems 

der Finanzverfassung zu führen. Die Regierungschefinnen und Regierungschefs 

der Länder stellen fest, dass es einer angemessenen Lastenteilung zwischen 

Bund, Ländern und Kommunen bedarf, insbesondere auch im Hinblick auf etwaige 

weitere Maßnahmen bei der vorgesehenen Wirkungskontrolle. Sie fordern vom 

Jahreskonferenz  
der Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder  

vom 23.-25. Oktober 2019 in Elmau 
 



Bund mindestens eine vollständige Kompensation der durch die Umsetzung des 

Klimaschutzprogramms 2030 im Steuerrecht den Ländern und Kommunen 

entstehenden Mindereinnahmen.  

 

3. Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder begrüßen die hierzu 

angekündigten Gespräche des Bundes mit den Ländern. Sie bitten um zeitnahe 

Berichterstattung zu Verlauf und Ergebnissen der Gespräche vor der Besprechung 

des Chefs des Bundeskanzleramtes mit der Chefin und den Chefs der Staats- und 

Senatskanzleien der Länder am 14. November 2019. 

 


